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Dec XI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 16. Oktober 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Schimansky und die Richter 
Dr. Schramm, Dr. Siol, Nobbe und Dr. van Gelder

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des 11. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Oldenburg vom 28. Oktober 1988 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des Revi­
sionsverfahrens, an den 1. Zivilsenat des Be­
rufungsgerichts zurückverwiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand :

Die Klägerin nimmt den Beklagten, ihren Stiefsohn, als 
Alleinerben ihres am 11. August 1982 verstorbenen Ehemannes 
auf Rückzahlung eines Darlehens über 140.000 DM in An­
spruch.

Der Erblasser, der der Klägerin nach gegenseitigem Erb­
verzicht Vermächtnisse ausgesetzt hat, war Alleininhaber der 
Einzelfirma Gerhard W ^ H i  Internationale Spedition-Möbel- 
fachspedition und je zur Hälfte Mitinhaber der beiden Firmen 
Wilts Internationale Speditionsgesellschaft mbH und wflfll 
Möbelfachspedition GmbH, die zur anderen Hälfte dem Beklag­
ten gehörten. Dieser war außerdem Alleininhaber der Firmen 
Gerhard GmbH und I ^ H B 1 Speditions- und Lagereige-
sellschaft mbH.

Am 29. September 1982 suchten der Beklagte sowie der 
Steuerberater und dessen Mitarbeiter T f l B B  die Kläge­
rin auf und wiesen auf die schwierige finanzielle Situation 
der Einzelfirma des Erblassers hin, die praktisch konkurs­
reif sei: Es entspreche wirtschaftlicher Vernunft, wenn der 
Beklagte das Erbe ausschlage, auch wenn ein Nachlaßkonkurs 
dann wahrscheinlich unausweichlich werde. Der Beklagte wolle 
aber mit Rücksicht auf die Familienehre das Erbe antreten, 
wenn die Klägerin auf ihre Vermächtnisansprüche und das der 
Einzelfirma des Erblassers gewährte Darlehen über 140.000 DM 
verzichte. Die Klägerin erklärte sich einverstanden und 
schlug unmittelbar im Anschluß an die Unterredung, bei der 
die Möglichkeit einer Stundung des Darlehens nicht in 
Betracht gezogen wurde, vor einem Notar die Vermächtnisse 
aus und verzichtete auf das Darlehen.
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Die Klägerin macht geltend, der Beklagte könne sich auf 
den Verzicht nicht berufen, da ihr wegen Verletzung vorver­
traglicher Aufklärungspflichten ein Schadensersatzanspruch 
aus Verschulden bei VertragsSchluß zustehe. Bei der Unter­
redung am 29. September 1982 sei sie über die finanzielle 
Situation der Einzelfirma des Erblassers falsch und über die 
ihr unbekannte wirtschaftliche Lage der anderen Firmen der 
Finnengruppe Wilts nicht unterrichtet worden.

Das Landgericht und das Oberlandesgericht haben die auf 
Zahlung von 140.000 DM nebst Zinsen gerichtete Klage abge­
wiesen. Auf die Revision der Klägerin hat der Bundesge­
richtshof das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache an 
das Oberlandesgericht zurückverwiesen (BGH, Urteil vom 
5. November 1987 - III ZR 233/86, BGHR BGB vor S 1/Verschul- 
den bei VertragsSchluß - Aufklärungspflicht 12). Dieses hat 
der Klage unter Vorbehalt der beschränkten Erbenhaftung nun­
mehr stattgegeben. Mit der Revision erstrebt der Beklagte 
die Abweisung der Klage.

Entscheidunasaründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Ur 
teils und zur erneuten Zurückverweisung der Sache an das 
Oberlandesgericht.

I.

Das Berufungsgericht ist der Ansicht, der Beklagte habe 
die Klägerin aufgrund einer Schadensersatzpflicht aus Ver­
schulden bei VertragsSchluß so zu stellen, als wenn sie auf 
ihren Darlehensanspruch gegen den Nachlaß nicht verzichtet
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hätte. Er habe eine vorvertragliche Aufklärungspflicht fahr­
lässig verletzt, da er nicht auf die Möglichkeit einer Stun­
dung des Darlehensanspruchs hingewiesen habe. Eine Stundung 
hätte für die Fortführung der Firmengruppe Wilts, die aus 
der Einzelfirma des Erblassers, den beiden Firmen des Be­
klagten und den beiden gemeinsam betriebenen Gesellschaften 
bestanden habe, ausgereicht. Die Übernahme einer im Verhält­
nis zu den Vermögenswerten der Firmengruppe vergleichsweise 
unbedeutenden Verbindlichkeit von 140.000 DM habe für die 
Firmengruppe, die als Ganzes wirtschaftlich gesund sei, kein 
Risiko bedeutet.

II.

Diese Beurteilung hält der revisionsgerichtlichen Nach­
prüfung nicht stand.

1. Die Feststellung des Berufungsgerichts, eine Stun­
dung des Darlehensanspruchs hätte für die Fortführung der 
Firmengruppe genügt, beruht auf der Annahme, die rechtlich 
selbständigen Firmen des Erblassers und des Beklagten sowie 
die gemeinsam betriebenen Gesellschaften seien wirtschaft­
lich Teile einer einheitlichen Firmengruppe, sie seien so 
eng verflochten, daß ein Nachlaßkonkurs für die eigenen oder 
die gemeinsam mit dem Erblasser betriebenen Firmen des Be­
klagten so schwerwiegende Nachteile gehabt hätte, daß er 
eine Ausschlagung der Erbschaft unter wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten nicht ernsthaft in Erwägung ziehen konnte 
(vgl. BGH, Urteil vom 5. November 1987 - III ZR 233/86, 
Urteilsumdruck S. 9). Waren solche Nachteile mangels enger 
wirtschaftlicher Verflechtung der Firmen nicht zu
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befürchten, hätte das Berufungsgericht für die Frage, ob 
eine Stundung der Darlehensforderung ausgereicht hätte, 
nicht auf die wirtschaftliche Lage der fünf Firmen zusammen, 
sondern nur auf den Nachlaß abstellen müssen. Dieser war in­
des nach dem unter Sachverständigenbeweis gestellten Vor­
bringen des Beklagten, von dem mangels abweichender Fest­
stellungen des Berufungsgerichts für die Revisionsinstanz 
auszugehen ist, mit mehr als 500.000 DM so überschuldet, daß 
eine bloße Stundung der Darlehensforderung den Konkurs nicht 
abgewendet, sondern nur hinausgezögert hätte.

2. Die Existenz einer wirtschaftlich eng verflochtenen 
Firmengruppe hat das Berufungsgericht aufgrund der organisa­
torischen (räumlichen und personellen) Zusammenfassung der 
Firmen, der in den Bilanzen ausgewiesenen Verbindlichkeiten 
zwischen den Firmen und der Übertragung des Fuhrparks von 
der Einzelfirma des Erblassers auf eine gemeinsam mit dem 
Beklagten betriebene Gesellschaft angenommen. Diese Fest­
stellung hält den Verfahrensrügen der Revision nicht stand.

Die organisatorische und personelle Zusammenfassung der 
fünf verschiedenen Firmen hat das Berufungsgericht zu Un­
recht als unstreitig behandelt. Der Beklagte hatte sie be­
stritten. Die in den Bilanzen ausgewiesenen Verbindlichkei­
ten zwischen den einzelnen Firmen resultieren nach dem in 
der Revisionsinstanz als richtig zu unterstellenden Vorbrin­
gen des Beklagten aus Geschäften, bei denen wie unter frem­
den Betrieben verfahren worden sei. Für eine wirtschaftlich 
eng verflochtene einheitliche Firmengruppe ergibt sich dar­
aus nichts.
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Die Übertragung des Fuhrparks von der Einzelfirma des 
Erblassers auf die gemeinsam mit dem Beklagten betriebene 
Firma Internationale Speditionsgesellschaft mbH mag
zwar für eine enge wirtschaftliche Verflechtung dieser 
beiden Firmen sprechen. Für die Annahme einer einheitlichen 
Firmengruppe unter Einschluß der dem Beklagten allein gehö­
renden Firmen reicht die Übertragung aber nicht aus.

Erst recht begründet sie nicht die Annahme, die beiden 
Firmen des Beklagten und die beiden von ihm gemeinsam mit 
dem Erblasser betriebenen Gesellschaften seien mit dessen 
Einzelfirma so eng verflochten gewesen, daß der Beklagte 
eine Ausschlagung der Erbschaft unter wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten nicht ernsthaft habe in Erwägung ziehen kön­
nen. Für eine solche Verflechtung, auf die es wesentlich 
ankommt, hat das Berufungsgericht auch sonst keine ausrei­
chenden Feststellungen getroffen. Die von ihm im Anschluß an 
die Aussage des Zeugen Ffl0 angesprochenen Vorteile einer 
Firmengruppe betreffen nur die Einzelfirma und die vom Erb­
lasser und Beklagten gemeinsam betriebenen Gesellschaften, 
nicht aber die Firmen des Beklagten. Eine Prüfung der zu 
erwartenden konkreten wirtschaftlichen Auswirkungen einer 
Erbausschlagung auf die beiden Firmen des Beklagten und die 
beiden von ihm und dem Erblasser gemeinsam betriebenen Fir­
men fehlt. Für die Revisionsinstanz ist deshalb von dem Vor­
bringen des Beklagten auszugehen, ein durch die Erbausschla­
gung bedingter Nachlaßkonkurs hätte, abgesehen davon, daß 
Darlehensforderungen des Beklagten und seiner Firma nicht 
hätten realisiert werden können, die beiden ihm gehörenden 
Firmen nicht berührt und auf die gemeinsam mit dem Erblasser
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betriebenen Firmen keine wirtschaftlich erheblichen Auswir­
kungen gehabt. Ausgehend davon kam eine Ausschlagung der 
Erbschaft durch den Beklagten aus wirtschaftlichen Gründen 
entgegen der Annahme des Berufungsgerichts durchaus ernst­
haft in Betracht.

III.

Auf die Revision des Beklagten war das Berufungsurteil 
daher aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des Revisionsverfah­
rens, an das Berufungsgericht zurückzuverweisen. Der Senat 
hat dabei von der Befugnis des S 565 Abs. 1 Satz 2 ZPO Ge­
brauch gemacht.

Für die Beurteilung der Frage, ob zur Überwindung wirt­
schaftlicher Schwierigkeiten statt des Verzichts eine Stun­
dung des Darlehensanspruchs der Klägerin voraussichtlich 
ausgereicht hätte, wird das Berufungsgericht auf die wirt­
schaftliche Situation des Nachlasses bzw. einer eng ver­
flochtenen Firmengruppe wflM, falls eine solche bestanden 
haben sollte, am 29. September 1982 abzustellen haben. Diese 
Situation wird ohne Einholung eines Sachverständigengutach­
tens kaum geklärt und die erforderliche Prognose, ob eine 
Stundung ausgereicht hätte, ohne ein solches kaum gestellt 
werden können. Dabei dürfen wirtschaftliche Daten, auch



solche, die sich aus am 29. September 1982 noch nicht vor­
liegenden Bilanzen ergeben, nur insoweit berücksichtigt 
werden, als der Beklagte Bie kannte oder kennen mußte oder 
sie sich für ihn bereits abzeichneten.

Schimansky Dr. Schramm Dr. Siol

Nobbe Dr. van Gelder
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